
gesmutter aus eigener «Tasche» leis-
ten könnten. Oder wie sieht es aus 
mit Karrierefrauen? Karriere (die 
ein gutes Einkommen garantiert) 
und Kinder unter einen Hut zu 
bringen, ist sicher nicht einfach. 
Aber die Kinder in die Kita zu schi-
cken, damit die Karriere nicht lei-
det, und das noch über FAK zu fi-
nanzieren? Dazu sage ich Nein. Da 
hätte ich den Vorschlag: die Kinder-
betreuung selbst finanzieren, ohne 
Kita. 
Wie auch immer, dieser Vorschlag 
gleicht dem Giesskannenprinzip. 
Die FAK zahlt jetzt schon Kindergel-
der für Reich und Arm in gleicher 
Höhe, das finde ich schon nicht 
ganz in Ordnung, aber auch noch 
Kitas über die FAK zu finanzieren, 
ist fast schon unverschämt.
Jede Familie weiss, dass Kinder 
Zeit, Geduld, viel Liebe und Geld 
«kosten». Müttern, die sich zu Hau-
se der Kindererziehung widmen, 
muss ich ein grosses Lob ausspre-
chen. Es ist ein «Fulltime-Job» ohne 
Zahltag. Sie zahlen trotzdem Beiträ-
ge an die FAK, ohne davon zu profi-
tieren. Falls sie eine Tagesmutter in 
Anspruch nehmen, müssen sie 
selbst bezahlen. 
Es kann aber nicht sein, dass Kitas 
für alle – ob Reich oder Arm – über 
die FAK finanziert werden. Das ist 
ungerecht. Also ein Nein zu diesem 
Reformvorschlag.

Agnes Dentsch,
Poliweg 12, Ruggell

Möglichkeiten für 
das Land und die 
Wirtschaft

Die Unternehmer, die ums Überle-
ben kämpfen müssen, dürfen die 
Beiträge eine Weile auslassen. In 
den verschiedenen Industriegebie-
ten, wo es Kitas benötigt, die finan-
ziellen Mittel zusammenlegen und 
eigenständige Kitas für ihre 
Mitarbeiter/-innen errichten. Die 
Gemeinden dürfen weiterhin die 
Gebäude zur Verfügung stellen. Die 
Kitas mit Übernachtungsmöglich-
keiten ausstatten und dementspre-
chend auch das Personal. Da die 
Wirtschaft ja Fachkräfte braucht, 
werden die ja auch immer wieder 
Aus- und Weiterbildungen machen 
müssen. Der Staat wird nichts fi-
nanzieren. Das ganze Konzept Kita 
wird überholt. Das heisst, der Staat 
wird seinen Beitrag streichen und 
dafür das Sozialwesen neu aufbau-
en, dort investieren. Schwanger-
schaft: Genaue Aufstellung fürs 
Volk, damit nachvollziehbar ist, ob 
das mit den 15 Prozent auch stimmt. 
Unsere Wirtschaft hat genügend 
Geld. Es ist sehr gut möglich, bei 
den Managern weniger Boni zu be-
zahlen. Irgendwann muss auch die 
Wirtschaft zufrieden sein mit dem, 
was sie hat. Dann würde es auch 
weniger teure Häuser und Wohnun-
gen im Land geben. Wenn die El-
tern schon verzichten sollen, war-
um die anderen nicht auch? Damit 
die versteckte Armut in Liechten-
stein nicht weiter zunimmt, ist es 
dringende Aufgabe der Regierung, 
die Mietpreise herunterzunehmen. 
Wenn die Regierung keine Steuerab-
gaben der Mieten möchte, da das 
dann auch Regierungsmitglieder 
selbst betrifft, soll sie endlich eine 
andere Lösung finden und nicht su-
chen. Denn die Meinung, dass die 
Mieten teurer werden, ist Schwach-
sinn. Umso teurer die Mieten, umso 
mehr wird an die Steuer bezahlt. 
Mit bezahlbaren Mieten wären die 
Finanzen des Sozialamtes auch wie-
der im Lot. Das Beste an der ganzen 
Sache wäre, die Bürger hätten wie-
der mehr Freude, zur Arbeit zu ge-
hen. Denn sie hätten noch was vom 
Lohn. Die Eltern müssen nicht 
mehr warten, bis sie einen Kita-
Platz bekommen. Das Sozialamt 
hätte mehr Geld für Projekte, die 
die IV nicht bezahlt und behinder-
ten Personen aber helfen würden. 
So hätten auch behinderte Men-
schen eine für sie zugeschnittene 
Eingliederungsmassnahme und 

müssten dies nicht unter «Wirt-
schaftliche Hilfe» beantragen, dass 
dann Tausende von Franken nach-
her als Schuld des Behinderten aus-
gewiesen werden. Die Bürger la-
chen vermehrt, gehen wieder ver-
mehrt in die Wirtschaft und das so-
ziale Leben kann sich somit stei-
gern, denn das fehlt in Liechten-
stein sehr. Pensionisten mit ihren 
knapp 40 000 Franken Einnahmen 
im Jahr müssen in einer 1- oder 
2,5-Zimmer-Wohnung weilen, sind 
den ganzen Tag zu Hause und ver-
mögen keine Ferien; bei IV-Bezü-
gern teilweise dasselbe. Vor allem 
Kranke, die auf die IV ein Jahr war-
ten müssen und das Todesurteil 
vom Arzt schon bekommen haben. 
Kein Geld, um noch die letzten Mo-
nate zu geniessen. Solche Missstän-
de müsste dann der Staat beheben, 
wenn er von den Kitas entlastet 
würde. Damit wäre allen Bürgern 
geholfen. Soll mir noch jemand sa-
gen, dass dies nicht möglich ist.

Susanne Ospelt,
Badäl, Gamprin

Familiengeld für die 
Wirtschaft – Nein
Wohin gehen 2,3 Mio. Franken? Die 
Initianten wollen von der Familien-
ausgleichskasse (FAK) mehr als die 
4,2 Mio. Franken Taggelder, welche 
die Taggeldversicherung im Jahr 
2015 an die Arbeitgeber ausbezahlt 
hat. Sie verlangen von der FAK eine 
jährliche Auszahlung von über 6,5 
Mio. Franken an die Arbeitgeber. Da 
ist eine Differenz von 2,3 Mio. Fran-
ken – wohin f liessen diese? Die Müt-
ter erhalten bei Umsetzung der Ini-
tiative keinesfalls mehr oder länger 
Taggeld als heute, das ist Fakt. Da-
zu kommt, die Differenz zwischen 
Taggeldauszahlung der Krankenkas-
se von heute und gemäss der Initia-
tive zu zahlenden Taggeldauszah-
lung in Zukunft von der FAK, wird 
noch höher ausfallen, weil:
Falsche Berechnung der Kosten: 
Wenn die Initiative der Wirtschafts-
kammer umgesetzt wird, reichen die 
angegebenen 6,5 Mio. Franken nicht, 
das steht fest. Der Krankenkassen-
verband (LKV) bestätigte auf Anfra-
ge: «In Wirklichkeit haben wir 4,231 
Mio. Franken bezahlt. Hätten wir alle 
Mutterschaftsleistungen auch ohne 
Wartezeiten bezahlen müssen, wä-
ren es 6,5 Mio. Franken gewesen. Da-
bei nicht eingerechnet sind Leistun-
gen, die die Betriebe selbst erbracht 
haben und daher gar keine Meldung 
an die Krankenkassen erfolgte.» Das 
Ausmass dieser unbekannten und 
nicht erfassten Taggeldauszahlungen 
kann hoch sein. Gemäss Initiative 
müsste die FAK auch diese Beträge 
vom Familiengeld wegnehmen und 
an die Firmen zurückzahlen (im Jar-
gon der Initianten: Rückerstattung 
von Löhnen an Firmen). Wussten die 
Initianten dies nicht? Haben Sie das 
bewusst verschwiegen? Wir wissen 
es nicht. Wir wissen nur, aufgrund 
der Aussage des LKV, die Angabe der 
Initianten ist zu tief, es sind mehr als 
6,5 Mio. Franken.
Mit dieser Volksabstimmung möch-
ten die Initianten die Kasse mit dem 
Geld für Familienzulagen für die 
Wirtschaft öffnen. Einmal den Zu-
gang verschafft, besteht die Gefahr, 
dass immer wieder irgendwelche 
Gründe gefunden werden, um weite-
re Gelder für die Wirtschaft zu 
schöpfen. Es fängt schon ungut an, 
gleich von Anfang wäre es mehr, als 
auf den Unterlagen der Wirtschafts-
kammer steht. Dazu ein klares Nein.

Herbert Elkuch,
Landtagsabgeordneter,
Platte 44, Schellenberg
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